
wird es nicht zu vermeiden sein, daß sich die 

Anzahl der abgeschlossenen Ausbildungs­

verträge noch weiterhin rückläufig ent­

wickelt. Gleichzeitig ist es aber erforderlich, 

die Investitionen in Aus- und Weiterbildung 

nicht überproportional einzuschränken, son­

dern im Gegenteil auf einem Niveau zu stabi­

lisieren, von dem aus rechtzeitig gegenge­

steuert werden kann. Die Erkenntnis und der 

Wille hierzu sind in der Wirtschaft vorhan­

den. Es wird gemeinsamer Anstrengung al­

ler an der Berufsausbildung Beteiligten be­

dürfen, um eine kontinuierliche Nachwuchs­

sicherung im Rahmen der wirtschaftlichen 

Möglichkeiten weiterhin zu gewährleisten. 

Hierzu beizutragen ist Unternehmerische 

Aufgabe und damit insbesondere originäre 

Aufgabe aller Führungskräfte. 

Danach ist die Heranführung junger Fach­

kräfte auch in Zukunft durch eigene Berufs­

ausbildung am mittel- und langfristigen Be­

darf auszurichten. Die vorhandenen Ausbil­

dungskapazitäten dürfen nicht aus kurzfristi­

gen Zielsetzungen so eingeschränkt werden, 

daß Mindestumfänge in der Berufsausbil­

dung unterschritten und dadurch die erfor­

derliche Effizienz nicht mehr erreicht wer­

den kann. 

Es ist Anspruch der Wirtschaft, die Berufs­

ausbildung im dualen System durchzufüh­

ren . Die Heranführung von Fachkräften für 

die Wirtschaft ist keine Aufgabe, die abgetre­

ten werden kann. Die Wirtschaft hat ange­

messene Beiträge zur Weiterentwicklung von 

Wirtschaft und Gesellschaft zu leisten. Hier­

zu gehört, daß wir ein funktionsfahiges Be­

rufsausbildungssystem erhalten und weiter­

entwickeln, ebenso wie wir aufgerufen sind, 

leistungsfahige Hochschulstrukturen weiter­

hin zu fördern . 

Die Wettbewerbsfahigkeit von Unternehmen 

wird maßgeblich durch die Qualifikation und 

Motivation der Mitarbeiterinnen und Mitar­

beiter bestimmt. Daher ist eine bedarfsge­

rechte aufgabenorientierte Weiterbildung 

ebenso wie die Berufsausbildung unverzicht­

bare Investition. Der hohe Zuspruch, den die 

Weiterbildungsaktivitäten erfahren, ist sicht­

barer Ausdruck dafür, daß die Möglichkeiten 

zum Ausbau der Leistungsfahigkeit, damit 

zur Verbesserung der Ergebnissituation in 

den Unternehmen und letztlich auch zur Si­

cherung des eigenen Arbeitsplatzes genutzt 

werden. 

Entscheidend für die Zukunftssicherung ist, 

daß bei allen Maßnahmen, die zu treffen 

sind, vorausschauend das richtige Maß ge­

funden wird , um Zukunftschancen für den 

Standord Deutschland nicht zu schmälern. 

Nachwuchssicherung erfordert die Einhal­

tung von Grundsätzen, wie 

• Orientierung der Nachwuchsplanung an 

den Unternehmenszielen, 

• Aus- und Weiterbildung bedarfsorientiert 

sicherstellen 

• Erhaltung der Attraktivität als Arbeits­

geber und der Ausbildungsbetriebe und 

• angemessene Beiträge zur Weiterentwick­

lung von Wirtschaft und Gesellschaft lei­

sten. 

Die Einhaltung dieser Grundsätze erfordert 

unternehmensspezifische Umsetzungen, die 

Kosten verursachen. Auch die Kosten für die 

Zukunftsinvestition Nachwuchssicherung 

werden sich durch die Notwendigkeit der Er­

gebnisverbesserung den Einsparungserfor­

dernissen nicht entziehen können und wol­

len. Betriebliche Bildungsarbeit findet nicht 

im Schonraum statt, sondern ist ebenso wie 

alle anderen Funktionen dem Betriebsergeb­

nis verpflichtet. Es kommt jedoch mehr denn 

je darauf an, daß wir die Trumpfkarte Mitar­

beiterqualifikation nicht an Wert verlieren 

lassen oder gar aus dem Spiel nehmen. Der 

Nutzen betrieblicher Bildungsarbeit über­

steigt bei mittelfristiger Betrachtung mit Si­

cherheit die Kosten. Allerdings kann Nutzen 

für Unternehmen und Gesellschaft nur dann 

geerntet werden, wenn rechtzeitig und aus­

reichend gesät wird. 
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Altenpflege -
ein krisenfester Beruf 

Barbara Meifort 

Die demographische Entwicklung 
hat die Zahl der Schulabgänger sin­
ken lassen. War bis weit in die 80er 
Jahre noch von einer Ausbildungs­
platz- und Berufsnot der geburten­
starken Jahrgänge die Rede, so 
bleiben heute viele Ausbildungs­
plätze unbesetzt. Immer mehr Ju­
gendliche und deren Eitern ent­
scheiden sich für einen Ausbil­
dungsweg über die höhere Schule 
mit Abitur zum Universitätsstudi­
um. Alle Berufssparten bekommen 
diese Entwicklung zu spüren. 

Besonders groß ist die Not an Nachwuchs­

kräften in der Pflege - und hier besonders 

in der Altenpflege. Die demographische Ent­

wicklung bedeutet ja nicht nur, daß die Zahl 
der Schulabgänger im Vergleich zu den ver­

gangenen Jahren sinkt, sondern sie besagt 

auch, daß im Verhältnis zur abnehmenden 

Zahl an jungen Menschen die Zahl älterer 

Menschen steigt. Das hat viele Gründe, z. B. 

sind herkömmliche Seuchen und Infektions­

gefahren durch allgemeine Maßnahmen der 

öffentlichen Hygiene und des Gesundheits­

schutzes sowie durch die medizinisch-natur­

wissenschaftliche Entwicklung von Impf­

möglichkeiten eingedämmt. Aber auch durch 

sozialpolitische Maßnahmen, wie z. B. die 

Krankenversicherungspflicht aller Arbeit­

nehmer und ihrer Angehörigen und damit die 

Verbreiterung der allgemeinen medizini­

schen Versorgung haben dazu beigetragen, 

daß Krankheiten häufiger als früher geheilt 

werden können. Allerdings bedeutet die hö­

here Lebenserwartung nicht, daß die Men­

schengesünder als früher sind. Vielmehr hat 

sich die Zahl chronisch kranker und pflege­

bedürftiger Menschen aufgrund von Arbeits­

und Umweltbelastungen erhöht. Aber ange-



sichts hochentwickelter technischer Hilfen, 

vielfältiger und verbesserter Medikamente, 

Massagen, Krankengymnastik usw. können 

auch chronisch kranke Menschen, Behinderte 

und I oder pflegebedürftige Menschen länger 

leben als früher. Ihre Zahl hat in den vergan­

genen Jahren deutlich zugenommen. 

Alle diese hilfs- und pflegebedürftigen Men­

schen, daß sind vor allem ältere, benötigen 

- insbesondere wenn sie allein leben -

pflegerische Hilfen. Die meisten von ihnen, 

nämlich 86 Prozent aller Pflegebefürftigen, 

werden zu Hause von ihren Familien betreut. 

Die Familienangehörigen sind diesen Anfor­

derungen auf die Dauer aber immer weniger 

gewachsen und benötigen fachlich qualifi­

zierte Unterstützung durch Altenpfleger und 

Altenpflegerinnen. Bislang erhält nicht ein­

mal ein Drittel der pflegenden Familien eine 

entsprechende Unterstützung. Auch in den 

Altenpflegeheimen, in denen bislang ein ge­

ringer Anteil der pflegebedürftigen alten 

Menschen lebt, ist nicht einmal die Hälfte 

des dort beschäftigten Personals in einem 

Pflegeberuf - sei es in der Krankenpflege 

oder in der Altenpflege - ausgebildet. Die 

übrigen sind überwiegend angelernte Pflege­

hilfskräfte. Das zeigt, daß der Bedarf an Al­

tenpflegepersonal in allen Bereichen sehr 

groß ist. 

Altenpflege ist schon heute ein krisenfester 

Beruf und wird dies aufgrund der demogra­

phischen Entwicklung auch in Zukunft blei­

ben. Wer Altenpflege gelernt hat, wird über­

all "mit Kußhand" eine Beschäftigung finden. 

Altenpfleger und Altenpflegerinnen arbeiten 

vorwiegend in Heimen (Altenheimen, Alten­

pflegeheimen) und in ambulanten Pflege­

diensten (Sozialstationen, Diakonie-Statio­

nen); gelegentlich auch in sogenannten offe­

nen Einrichtungen der Altenhilfe, wie Ge­

meindezentren; auch privat werden gelernte 

Altenpfleger und Altenpflegerinnen für die 

Pflege und Betreuung älterer Menschen ge­

sucht. Leider genießt dieser Beruf kein be-

sonders hohes Ansehen in der Gesellschaft, 

obwohl jeder, der schon einmal Eltern oder 

Großeltern pflegen mußte, weiß, wie wichtig 

dieser Beruf für jeden von uns ist oder sein 

wird. Das geringe Ansehen kommt durch 

eine verhältnismäßig geringe Bezahlung zum 

Ausdruck. Im Verhältnis zum Einkommen 

beispielsweise einer Verkäuferin oder einer 

Friseurin ist die Bezahlung sehr viel besser; 

aber der Beruf stellt auch sehr viel höhere 

Anforderungen: Man trägt die Verantwor­

tung für die Patienten, muß sehr viel über 

Gesunderhalten, über Krankheitsbilder, über 

Pflegetechniken, über den Umgang mit alten 

Menschen wissen, die aufgrund ihrer Krank­

heit oder Gebrechlichkeit u. a. gereizt rea­

gieren, depressiv oder verstört sein können. 

Weitere Aufgaben sind z. B. soziale Kontakte 

für allein lebende Menschen, die sehr iso­

liert sind, zu vermitteln, Wohngeldanträge 

für sie stellen, wenn sie eine niedrige Rente 

erhalten oder wenigstens den Besuch eines 

Sozialarbeiters zur Beratung und Hilfe ver­

mitteln. Die Pflege, Betreuung und Versor­

gung pflegebedürftiger alter Menschen ist 

sehr vielfältig, aber insgesamt körperlich 

und psychisch anstrengend. Die Arbeitszeit 

ist unregelmäßig; fast alle Sozialstationen, 

auf jeden Fall alle Heime, haben Schicht­

dienst; außerdem müssen hilfsbedürftige 

Menschen auch nachts, samstags, sonntags 

sowie an Feiertagen gepflegt und versorgt 

werden. Diese vielfältigen und hohen Anfor­

derungen und die zum Teil widrigen Arbeits­

bedingungen werden noch nicht so vergütet, 

daß man sie als angemessenen finanziellen 

Ausgleich für die schwierige Arbeit betrach­

ten kann. 

Schulabgänger wählen deshalb häufig lieber 

Büroberufe oder gut bezahlte technische Be­

rufe. Demgegenüber geben die meisten Al­

tenpflegeschüler und -schülerinnen, die das 

Bundesinstitut im vergangenen Jahr nach ih­

rem Motiv gefragt hat, Altenpflege zu ler­

nen , an, daß sie "mit Menschen umgehen" 

wollten. Für sehr viele stand die "abwechs­

lungsreiche Tätigkeit" im Vordergrund und 

sehr viele gaben an, daß sie "Hilfsbedürfti­

gen helfen" wollen. Über drei Viertel aller 

Altenpflegeschüler und -schülerinnen hatte 

"der sichere Arbeitsplatz" gereizt, diese 

Ausbildung zu wählen und etwa ebenso viele 

wollten "soziale Verantwortung tragen". Ein 

guter Verdienst ist es also nicht, der dazu 

motiviert, Altenpfleger oder Altenpflegerin 

zu werden - aber ein sicherer Arbeitsplatz 

und damit auch ein sicherer Verdienst sind 

immerhin gewiß. 

Eine bundeseinheitliche Regelung der Aus­

bildung, wie z. B. in Berufen wie Friseur, 

Bankkaufmann/Bankkauffrau oder in Metall­

oder Elektroberufen, gibt es für die Alten­

pflegeausbildung noch nicht. Die Ausbil­

dung für Altenpflege ist in allen Bundeslän­

dern - wenn auch nicht einheitlich - gere­

gelt, und der Beruf ist in allen Bundesländern 

staatlich anerkannt; eine Ausnahme machen 

noch die neuen Länder. Hier haben noch 

nicht alle Länder eine Regelung für die Aus­

bildung erlassen, aber in fast allen neuen 

Ländern gibt es zahlreiche Ausbildungsstät­

ten, die in Anlehnung an Regelungen aus den 

alten Bundesländern ausbilden. Diese Aus­

bildungsmöglichkeiten dauern i. d. R. zwei 

Jahre und werden meistens über AFG-Mittel 

vom zuständigen Arbeitsamt gefördert. 

Wer Altenpflege lernen will, muß das 17. Le­

bensjahr vollendet haben. Zwar schreiben 

nur wenige Länder explizit ein bestimmtes 

Alter als Zugangsvoraussetzung vor, aber 

dieses höhere Alter ergibt sich aus der Vor­

schrift, daß zumindest Hauptschüler und 

Hauptschülerinnen vor Aufnahme der Aus­

bildung eine mindestens zweijährige Berufs­

ausbildung abgeschlossen haben müssen 

(z. B. in Berlin). Die Ausbildung dauert zwi­

schen zwei und drei Jahren, dies variiert in 

den einzelnen Bundesländern dadurch, daß 

einige Länder im Anschluß an die Ausbil­

dung ein halbes bis einjähriges sogenanntes 

Anerkennungspraktikum bis zur Verleihung 

der staatlichen Anerkennung vorschreiben 

(z. B. Berlin). Andere Bundesländer wieder 
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haben die praktische und die theoretische 

Ausbildung integriert und verleihen die staat­

liche Anerkennung im Anschluß an die abge­

schlossene dreijährige integrierte Ausbil­

dung (z. B. Baden-Württemberg). 

Nur kann für die Ausbildung, wenn sie bei 

privaten Schulen absolviert wird , Schulgeld 

von den Altenpflegeschülern erhoben wer­

den. Harnburg ist das einzige Bundesland, 

das eine nach BBiG geregelte Ausbildung an­

bietet, bei der eine tarifvertraglich vereinbar­

te Ausbildungsvergütung gezahlt wird. Diese 

Ausbildung bieten in Harnburg ganz unter­

schiedliche Heimträger an , private und 

kirchliche Träger sowie die staatlichen Hei­

me der Stadt Hamburg. Aber auch Baden­

Württemberg, Hessen und Nordrhein-West­

falen zahlen inzwischen eine Ausbildungs­

vergütung. In Berlin wird kein Schulgeld er­

hoben, aber auch keine Ausbildungsvergü­

tung gezahlt. 

Ein besonderes Problem des Altenpflegebe­

rufs ist der frühe Berufsausstieg ausgebilde­

ter Altenpfleger und Altenpflegerinnen. 

Nach derzeit kursierenden Zahlen verläßt et­

wa die Hälfte aller Altenpfleger und Alten­

pflegerinnen nach drei bis fünf Berufsjahren 

wieder den Beruf. Seit neuestem wird dem 

allerdings mit Hinweisen auf Umfrageergeb­

nisse bei noch beschäftigten Altenpflegekräf­

ten zur Dauer ihrer Berufstätigkeit wider­

sprochen. Die tatsächliche Zahl der frühen 

Berufsaussteiger und die wahren Gründe 

hierfür sind also nicht genau bekannt. Ob 

dies beispielsweise an schlechten Arbeitsbe­

dingungen, an zu niedriger Bezahlung oder 

auch an einer nicht immer ausreichenden 

Ausbildungsqualität liegt, oder ob es vor al­

lem junge Frauen sind, die unter anderem 

wegen Familiengründung ausscheiden und 

später wieder zurückkehren, ist nicht be­

kannt. Das Bundesinstitut hat deshalb im 

vergangeneo Jahr begonnen, alle Altenpflege­

schülerinnen und -schüler, die 1992 ihre 

Ausbildung beendet haben, zu ihrer Berufs­

motivation, zu ihrer Ausbildungserfahrung 

und zu ihrem Berufsverbleib im Verlauf der 

folgenden Jahre zu befragen. Fast alle von 

ihnen, nämlich 96 Prozent, gaben zum Zeit­

punkt ihrer Abschlußprüfung an, daß sie 

auch nach Abschluß der Ausbildung in der 

Altenpflege arbeiten wollten. Es ist zu 

hoffen, daß sich für diese Altenpfleger und 

Altenpflegerinnen die mit ihrer Berufswahl 

verbundenen Erwartungen an den Beruf er­

füllen werden, damit sie dem Beruf erhalten 

bleiben und sie ihm nicht schon bald ent­

täuscht den Rücken kehren. 

Studie zur Struktur 
der Weiterbildungsträger 
in Sachsen 

Die Analyse der Weiterbildungsan­
gebote in Sachsen war Gegenstand 
einer Untersuchung, die 1992 im 
Rahmen des vom Hundesministeri­
um für Bildung und Wissenschaft 
geförderten Projekts "Weiterbil­
dung vom Plan zum Markt" durch­
geführt wurde. 1 ln zwei Teilstu­
dien wurden die Entwicklung des 
Weiterbildungsmarktes in Sach­
sen, die Verbesserung des Lei­
stungsangebots der Träger sowie 
die Erhöhung der Leistungskraft 
und die Bedarfsgerechtheit der 
Maßnahmen untersucht. 

Die jetzt vorgelegten Ergebnisse der Studie 

informieren im einzelnen über 

• die Struktur der befragten Weiterbildungs­

träger, 

• die Bedeutung der AFG-Maßnahmen, 

• Fragen der Beteiligung an Maßnahmen 

zur Umschulung und Fortbildung, 

• die Nachfrage und Entwicklung dieser 

Maßnahmen, 

• Möglichkeiten des Weiterbildungsverbun­

des mit anderen Trägern, 
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• die Einschätzung der Leistungsfahigkeit 

von Weiterbildungseinrichtungen und 

• die Situation des Weiterbildungsmarktes 

im allgemeinen. 

In einer ergänzenden Studie werden zur Ana­

lyse und Bewertung künftiger Trends des 

Weiterbildungsmarktes die Abhängigkeiten 

verschiedener Faktoren sowie das Verhältnis 

von Weiterbildung und Neuaufbau der Wirt­

schaft (in Sachsen) beschrieben. 

Besonders hervorgehoben wird von den Au­

toren, daß die künftige Weiterbildung noch 

konsequenter davon auszugehen habe, daß es 

sich dabei um die " Fortbildung und Um­

schulung weiter Bereiche der Gesellschaft" 

handele, "daß mit der Weiterbildung eine ho­

he moralische und soziale Wertigkeit verbun­

den" sei und daß der damit verbundene 

"Neuaufbau der Persönlichkeit, (die) Schaf­

fung moderner up to date-Qualifikationen 

und Kompetenzen, die Schaffung eines neu­

en Selbstverständnisses aus den erworbenen, 

gewordenen Werten heraus keineswegs weni­

ger bedeutsam als die Gründung von Techno­

logieparks usw." sei . Kritische Hinweise fin­

den sich auch darauf, daß "eindeutige Fehl­

einschätzungen bei verschiedenen Weiterbil­

dungsträgern zur Geschäftsgrundlage gewor­

den" seien und daß "Orientierungsdefizite" 

sowohl in der Gesamtwirtschaft als auch bei 

Einzelpersonen und bei den Weiterbildungs­

trägern festzustellen seien. 

Anmerkung: 

1 Die Studie wurde vom Institut für lnnovationsmanage­
ment, Leipzig, durchgeführt; vgl. Düsterwald, M. ; 
Münch, R.: Weiterbildungsträger in Sachsen. Erstauswer­
tung einer Befragung für den VSBI. - Studie zum BMBW­
Projekt "Vom Plan zum Markt ': Leipzig, Dezember 1992 
(unveröffentlichtes Manuskript); vgl. auch Düsterwald, M.; 
Münch, R.: Weiterbildungsträger in Sachsen. Zweite Aus­
wertung einer Befragung sächsischer Bildungsträger. -

Studie zum BMBW-Projekt "J.Vm Plan zum Markt " -
Leipzig, Januar 1993 (unveröff. Manuskript) 


